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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

langsam aber sicher dürfen wir uns auf den Frühling freuen. Passend dazu erscheint die neue   
Ausgabe der DWAZ aktuell, die ganz im Zeichen der bunten Jahreszeit steht. 

Wir spenden für die Ukraine: Auch wir haben beschlossen zu helfen und das Transportunterneh-
men Witralog GmbH aus Witzenhausen mit einer Spende von 500,00 € zu unterstützen. 

Außerdem gratulieren wir Frau Bärwolff zu ihrer bestandenen Prüfung und stellen unser neues 
Videoprojekt in Sachen Personalrekrutierung vor.

In dieser Ausgabe berichten wir insbesondere über das Steuerentlastungsgesetz und die Grund-
steuerreform 2022.

Des Weiteren können Sie sich wie gewohnt in unseren 
Kurznachrichten über die aktuellsten steuerlichen Fines-
sen informieren. 

Wir laden Sie ganz herzlich zu unserem Online-Unter-
nehmerfrühstück zum Thema „Erfahrungsaustausch und 
Stolpersteine zur Grundstücksbewertung im Rahmen der 
Grundsteuer“ im Juni ein. Weitere Details dazu finden Sie 
auf Seite 12.

Wir wünschen Ihnen einen sonnigen und erholsamen 
April und natürlich wie immer viel Freude mit der Lektüre. 
 
Ihr Frank Bemfert
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Die ganze Welt schaut schockiert auf den 
eskalierenden Krieg in der Ukraine. Die 
Lage für Millionen von Menschen ist aktu-
ell sehr dramatisch. Die Bereitschaft, sich 
für die Menschen in der Ukraine zu enga-
gieren, ist weltweit sehr groß.

Auch wir haben beschlossen zu helfen 
und das Transportunternehmen Witralog 
GmbH aus Witzenhausen mit einer Spen-
de von 500,00 € unterstützt. Die Spedition 
hat Hilfsgüter an die ukrainische Grenze 
gebracht, um der Zivilbevölkerung und den 
Menschen auf der Flucht zu helfen.

Wir sagen Danke für das Engagement 
und hoffen auf ein schnelles Ende dieses 
Krieges.

DWAZ intern
Soforthilfe für die 
Ukraine

Wir freuen uns, Ihnen unser neues Projekt 
in Sachen Personalrekrutierung vorstellen 
zu dürfen. 

Wir haben im Februar mit Hilfe der Agentur 
„FACE! Der Kreativschmiede für Employer 
Branding“ aus Kassel ein Imagevideo er-
stellt, um uns auf eine andere, neue und 

DWAZ intern
Imagevideo

moderne Art am Bewerbermarkt zu posi-
tionieren. 

Einige unserer Kolleginnen und Kollegen 
aus unseren Niederlassungen haben an 
dem Video mitgewirkt. Inhalt und Ziel des 
Videos ist es, unsere Unternehmenskultur 
der DWAZ mit Herz und Seele zu vermit-

Marieluise Bärwolff ist bereits seit Januar 
2019 für die DWAZ an unserem Haupt-
standort in Kassel tätig. Wir freuen uns 
sehr, ihr zur erfolgreich absolvierten Steu-
erberaterprüfung gratulieren zu dürfen 
und hoffen, dass wir noch lange auf Frau 
Bärwolff und ihre fachliche Kompetenz 
zählen können.

Ihr Aufgabenfeld umfasst die Erstellung 
von Jahresabschlüssen und die Vermö-

DWAZ intern
Herzlichen Glückwunsch zur 
bestandenen Prüfung

gensbewertung für Zwecke der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer. Außerdem leitet sie 
in diesem Jahr unser internes Grundsteu-
erteam zur Ermittlung der neuen Grund-
besitzwerte im Rahmen der Grundsteuer.

Wir freuen uns sehr, dass uns Frau Bär-
wolff in Zukunft als Berufsträgerin tat-
kräftig unterstützen wird und wünschen 
ihr weiterhin viel Erfolg und Spaß bei ihrer 
Tätigkeit.

teln, um möglichst viele Interessenten auf 
unsere Kanzlei aufmerksam zu machen.

Wir sind stolz auf unsere starke Mann-
schaft und freuen uns schon sehr auf das 
Endergebnis, welches wir Ihnen bald prä-
sentieren werden.
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Das BMF hat den Referentenentwurf 
für ein Steuerentlastungsgesetz 2022 
veröffentlich. Damit soll auf Preiserhö-
hungen, insbesondere im Energiebe-
reich, reagiert werden.

Nach Beratungen des Koalitionsaus-
schusses am 23. Februar 2022 hatten 
sich die Koalitionspartner auf Entla-
stungen geeinigt, weil die Preise für 
Heizöl, Gas, Sprit und Strom in den 
vergangenen Monaten drastisch ge-
stiegen sind. Nach der russischen Es-
kalation der Ukraine-Krise erwarten 
Experten, dass vor allem der Gaspreis 
noch einmal kräftig steigt.

Folgende steuerliche Maßnahmen 
im Steuerentlastungsgesetz 2022  
(Referentenentwurf des BMF) sol-
len den Preisanstieg für die Bürger 
abfedern:

Rechtliches
Steuerentlastungsgesetz 2022

Höhere Entfernungspauschale
Angesichts der gestiegenen Spritpreise 
soll die am 01. Januar 2024 anstehende 
Erhöhung der Pauschale für Fernpendler 
– ab dem 21. Entfernungskilometer – 
vorgezogen werden. Sie soll rückwirkend 
zum 01. Januar 2022 38 Cent betragen 
(§ 9 Abs. 1 Satz 3 EStG). Die Erhöhung ab 
dem 21. Entfernungskilometer gilt bis ein-
schließlich 2026. Derzeit beträgt die Pau-
schale bis zum 20. Kilometer 30 Cent, ab 
dem 21. Kilometer 35 Cent.

Auch für Steuerpflichtige mit doppelter 
Haushaltsführung wird die Anhebung 
der Entfernungspauschale vorgezogen 
und gilt bereits ab dem Jahr 2022.

Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag
Wer weniger weit pendeln muss, soll über 
einen höheren Arbeitnehmer-Pauschbe-
trag ebenfalls entlastet werden. Er soll 
rückwirkend zum Jahresbeginn um 
EUR 200,00 auf EUR 1.200,00 erhöht wer-
den (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a. EStG).

Höherer Grundfreibetrag
Außerdem soll der Grundfreibetrag bei der 
Einkommensteuer rückwirkend zum 01. 
Januar 2022 von derzeit EUR 9.984,00 um 
EUR 363,00 auf EUR 10.347,00 steigen (§ 
32a Abs. 1 EStG). Entsprechend müsste 
eigentlich auch der Höchstbetrag für den 

Abzug von Unterhaltsleistungen auf 
EUR 9.984,00 angehoben werden (§ 33a 
Abs. 1 Satz 1 EStG). Dies wird vermutlich 
noch im Laufe des Gesetzgebungsverfah-
rens nachgeholt.

Rückwirkende Änderung des Lohn-
steuerabzugs 2022
Die Anhebung des Grundfreibetrages und 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrages schlägt 
unmittelbar auf die Höhe der Lohnsteu-
er, des Solidaritätszuschlages und gege-
benenfalls der Kirchensteuer durch. Der 
bisher in 2022 vorgenommene Lohnsteu-
erabzug ist vom Arbeitgeber grundsätzlich 
zu korrigieren, wenn ihm dies – was die 
Regel ist – wirtschaftlich zumutbar ist (§ 
41c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 EStG).

Die Art und Weise der Neuberechnung ist 
nach der Gesetzesbegründung nicht zwin-
gend festgelegt. Sie kann danach

• durch eine Neuberechnung zurücklie- 
   gender Lohnzahlungszeiträume

• durch eine Differenzberechnung für  
   diese Lohnzahlungszeiträume oder

• durch eine Erstattung im Rahmen der  
  Berechnung der Lohnsteuer für einen  
 demnächst fälligen sonstigen Bezug  
  erfolgen.
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Rechtliches
„Es war einmal“ oder die neuen Grundsteuerwerte auf den 
01.01.2022 für Grundsteuer ab 01.01.2025

Mit Urteil vom 10.04.2018 hat das Bun-
desverfassungsgericht entschieden, dass 
die alten Einheitswerte -festgestellt auf 
den 01.01.1964 oder 01.01.1935 - ab dem 
01.01.2022 gegen Art. 3 Abs. 1 GG, also 
den Gleichheitsgrundsatz, verstoßen und 
deshalb dem Gesetzgeber aufgegeben, 
das Grundsteuer- und Bewertungsrecht 
insoweit neu zu regeln. Diese Neurege-
lungen gelten nun für die Erhebung der 
Grundsteuer ab dem 01.01.2025.

Für die Feststellung der neuen Grund-
steuerwerte bzw. die Steuermessbeträge 
sind an das zuständige Lagefinanzamt im 
Zeitraum vom 01.07.2022 bis 31.10.2022 
Daten für jedes in Deutschland belegene 
Grundstück, es sind ungefähr 36 Mio., ein-
zureichen. Anders als sonst bekannt, wird 
das Finanzamt nicht jeden Steuerpflichti-
gen persönlich zur Abgabe der jeweiligen 
Feststellungserklärung auffordern, son-
dern eine Allgemeinverfügung dazu im 
Bundessteuerblatt veröffentlichen.

Für die Bewertung der Grundstücke wird 
es darauf ankommen, in welchem Bundes-
land das Grundstück liegt. Denn der Ge-
setzgeber hat die Gesetzgebungskompe-
tenz zwar beim Bund gesehen, gleichzeitig 
aber den Bundesländern Regelungskom-
petenz eröffnet. Diese Öffnungsklausel 
wurde von diversen Bundesländern ge-

nutzt, so auch in Hessen. Das in Hessen 
praktizierte Bewertungsverfahren ist für 
die Grundstücke des Grundvermögens, 
also für die Erhebung der Grundsteuer B, 
ein sehr einfaches Flächen-Faktor Modell. 
Zu den Grundstücken des Grundvermö-
gens zählen die Ein- und Zweifamilienhäu-
ser, die Mietwohngrundstücke, das Woh-
nungseigentum, die gemischt genutzten 
Grundstücke sowie die Geschäftsgrund-
stücke, Grundstücke im Teileigentum und 
als Auffangvorschrift sonstige bebauten 
Grundstücke. 

Für die Grundsteuer A, die auch zukünftig 
für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
erhoben wird, kommt es auf die Eigen-
tumsverhältnisse am Grund und Boden 
an. Es ist also nicht mehr zu unterschei-
den, ob die Flächen selbst bewirtschaftet 
oder verpachtet werden oder es sich um 
Stückländereien handelt. Jeder Eigentümer 
einer Streuobstwiese oder eines Weide- 
oder Waldgrundstücks hat zukünftig einen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, für 
den eine Feststellungserklärung auf den 
01.01.2022 abzugeben ist. 

Die Bewertung erfolgt nach dem bun-
deseinheitlichen Modell auf Grundlage 
der Liegenschaftskatasterauszüge, die in 
Kürze extra aktuell und online angefordert 
werden können. 

Wir werden auf unserer Homepage kanz-
lei-dwaz.eu ab Anfang April Übersichten 
über einzureichende Unterlagen diffe-
renziert nach den verschiedenen Bewer-
tungsmodellen für Grundvermögen und 
auch land- und forstwirtschaftliche Be-
triebe bereitstellen. Ab dem 16.05.2022 
bieten wir eine Hotline an, auf der wir für 
4 Stunden pro Woche Ihre Fragen zu Ihrem 
persönlichen Grundsteuerfall beantwor-
ten. Die dafür zu nutzende Telefonnum-
mer finden Sie auf unserer Homepage.

Ebenfalls ab Mitte Mai 2022 können Sie 
dann Unterlagen bei uns zur weiteren Be-
arbeitung einreichen, wenn Sie uns mit der 
Erstellung der Erklärung zur Feststellung 
des Grundsteuerwertes für Ihr Grund-
stück bzw. Ihre Grundstücke beauftragen 
möchten.

Jetzt wollen Sie wahrscheinlich noch wis-
sen, ob Sie zukünftig mehr Grundsteuer 
für Ihr Grundstück bzw. Ihre Grundstücke 
zahlen müssen. Die Städte und Gemein-
den wollen ihre Hebesätze so anpassen, 
dass die Grundsteuerreform aufkom-
mensneutral ist. Gleichwohl wird sich für 
den einzelnen Steuerpflichtigen die Höhe 
der Grundsteuer natürlich ändern. In wel-
che Richtung dies gehen wird, lässt sich 
aktuell nicht zuverlässig abschätzen.
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Wichtige Neuregelungen ab Januar 
2022
Der Grundfreibetrag steigt um 204 Euro. 
Damit soll das Existenzminimum für Er-
wachsene steuerfrei gestellt werden. Bei 
einem Ledigen wird demnach erst ab einem 
zu versteuernden Einkommen von mehr als 
9.948 Euro im Jahr Einkommensteuer fällig. 
Bei Ehepaaren bzw. eingetragenen Lebes-
partnern verdoppelt sich der Betrag auf 
19.896 Euro.

Vorsorgeaufwendungen für das Alter kön-
nen 2022 steuerlich besser abgesetzt wer-
den. Für die Berücksichtigung der Sonder-
ausgaben gilt 2022 ein Höchstbetrag von 
25.639 Euro. Maximal können davon im 
kommenden Jahr 94 % abgesetzt werden. 
Alleinstehende können demnach 24.101 
Euro und Ehepaare bzw. eingetragene Le-
benspartner 48.202 Euro steuerlich geltend 
machen.

Bei der Rentenbesteuerung erhöht sich ab 
1. Januar der steuerpflichtige Rentenanteil 
von 81 auf 82 %. Somit bleiben nur noch 18 
Prozent der ersten vollen Bruttojahresrente 
steuerfrei. Dieser Anteil gilt für im Jahr 2022 
neu hinzukommende Rentnerjahrgänge. 
Bei Bestandsrenten bleibt der festgesetzte 
steuerfreie Rentenbetrag bestehen. 

Wer seit 2019 eine betriebliche Altersvor-
sorge abgeschlossen hat, bekommt 15 % 
Zuschuss vom Arbeitgeber. Ab 2022 muss 
dieser Zuschuss auch für Altverträge ge-
zahlt werden. Den vollen Zuschuss erhält, 
wessen Verdienst unterhalb der Beitrags-
bemessungsgrenze für die gesetzliche 
Krankenversicherung liegt - die beträgt 
58.050 Euro brutto im Jahr 2022. Bei hö-
herem Verdienst darf der Zuschuss gleitend 
abgesenkt werden.

Corona-Bonus läuft aus: Arbeitgeber kön-
nen Mitarbeitern einen Bonus von bis zu 
1.500 Euro steuer- und sozialversicherungs-
frei auszahlen oder als Sachleistungen ge-
währen. Erfasst werden Sonderleistungen, 
die Beschäftigte zwischen dem 1. März 
2020 und dem 31. März 2022 erhalten. Vo-
raussetzung ist, dass die Sonderzahlung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn erfolgt.

Zum 1. Januar 2022 wird die Sachbezugs-
freigrenze von bisher 44 Euro monatlich auf 
50 Euro angehoben. Die Freigrenze gilt für 

Sachzuwendungen, etwa Gutscheine, die 
Beschäftigten monatlich überlassen wer-
den. Bis zur Freigrenze können die Zuwen-
dungen steuerfrei behandelt werden. Das 
Überschreiten der Freigrenze führt zu einer 
Steuerpflicht des gesamten zugewendeten 
Betrages. Ein Zusammenrechnen der mo-
natlichen Beträge auf einen Jahresbetrag ist 
nicht zulässig.

Sachbezugswerte 2022: Der Verbraucher-
preisindex ist im maßgeblichen Zeitraum 
von Juni 2020 bis Juni 2021 um 2,8 Pro-
zentpunkte gestiegen. Auf dieser Grund-
lage wurde der Wert für Verpflegung von 
263 Euro auf 270 Euro (Frühstück 56 Euro, 
Mittag- und Abendessen jeweils 107 Euro) 
angehoben. Der Wert für Mieten und Un-
terkunft erhöht sich um 1,7 % von 237 Euro 
auf 241 Euro.

Der gesetzliche Mindestlohn steigt ab dem 
1. Januar von 9,60 Euro auf 9,82 Euro pro 
Stunde. Zum 1. Juli 2022 soll er dann noch 
einmal auf 10,45 Euro pro Stunde ange-
hoben werden. Der neue Mindestlohn gilt 
auch für Minijobs. Aber: Der Verdienst darf 
450 Euro monatlich trotzdem nicht über-
schreiten. Ansonsten wird das Arbeitsver-
hältnis sozialversicherungspflichtig.

Mit der Kurzarbeitergeldverlängerungs-
verordnung (KugverlV) vom 24. November 
2021 wird die Möglichkeit, die maximale 
Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes von 
bis zu 24 Monaten nutzen zu können, für 
weitere drei Monate bis zum 31. März 2022 
verlängert. Auch die Erleichterungen und 
Sonderregelungen für den Bezug des Kurz-
arbeitergeldes sind entsprechend verlän-
gert. 

Die bisherige vollständige Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge wird auf die 
Hälfte reduziert. Besonderheit: Arbeitge-
bern werden weitere 50 % der Sozialver-
sicherungsbeiträge erstattet, wenn ihre 
Beschäftigten während der Kurzarbeit an 
einer unter bestimmten Voraussetzungen 
geförderten beruflichen Weiterbildung teil-
nehmen. Lehrgangskosten für diese Wei-
terbildungen können, abhängig von der 
Betriebsgröße, ganz oder teilweise erstattet 
werden.

Ab 1 Januar 2022 ist die Steuer-ID gewerb-
licher Minijobber über das elektronische 
Meldeverfahren an die Minijob-Zentrale 

zu übermitteln - unabhängig davon, ob 
der Arbeitgeber die Steuer pauschal an die 
Minijob-Zentrale zahlt oder die individuelle 
Besteuerung nach der Lohnsteuerklasse 
über das Finanzamt vornimmt. Außerdem 
muss in der Datenübermittlung die Art der 
Versteuerung angegeben werden. Im Haus-
haltsscheck-Verfahren erfragt die Minijob-
Zentrale die Steuer-ID nur in den Fällen, in 
denen ausnahmsweise keine Pauschsteuer 
gezahlt wird.

Geänderte Umsatzsteuerregeln für 
landwirtschaftliche Betriebe
Ab dem neuen Jahr gelten Änderungen in 
der Besteuerung kleinerer land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe. Einem entspre-
chenden Gesetz aus dem Deutschen Bun-
destag hat der Bundesrat am 17. Dezember 
2021 zugestimmt. Es wird nun dem Bun-
despräsidenten zur Unterzeichnung zuge-
leitet. Der Umsatzsteuer-Durchschnittssatz 
für die vereinfachte Besteuerung pauscha-
lierender land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe sinkt ab dem Jahr 2022 von 10,7 
auf 9,5 %. Betroffen sind Betriebe mit bis 
zu 600.000 Euro Jahresumsatz.

Keine Lohnfortzahlung im Lockdown
Muss der Arbeitgeber seinen Betrieb auf-
grund eines staatlich verfügten allgemeinen 
„Lockdowns“ zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie vorübergehend schließen, trägt 
er nach einem Urteil des Bundesarbeitsge-
richts nicht das Risiko des Arbeitsausfalls 
und ist nicht verpflichtet, den Beschäftigten 
Vergütung unter dem Gesichtspunkt des 
Annahmeverzugs zu zahlen. Der Arbeitge-
ber trage nicht das Risiko des Arbeitsaus-
falls, wenn zum Schutz der Bevölkerung vor 
schweren und tödlichen Krankheitsverläu-
fen infolge von SARS-CoV-2-Infektionen 
durch behördliche Anordnung in einem 
Bundesland die sozialen Kontakte auf ein 
Minimum reduziert und nahezu flächen-
deckend alle nicht für die Versorgung der 
Bevölkerung notwendigen Einrichtungen 
geschlossen werden. In so einem Fall rea-
lisiere sich nicht ein in einem bestimmten 
Betrieb angelegtes Betriebsrisiko. 

Das Transparenzregister - Ab sofort ein 
Vollregister
Zum 1. August 2021 ist das Transparenz-
register- und Finanzinformationsgesetz 
(TraFinG) in Kraft getreten, welches das 
Geldwäschegesetz (GWG) in Teilen neu ge-
staltet hat. Der Kreis der Betroffenen, die 
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in das Register einzutragen sind, sowie der 
inhaltliche Umfang der Meldepflicht sind er-
weitert worden. Die wesentliche Änderung 
besteht aber darin, dass das Register mit 
dem Wegfall der bisher geltenden Mittei-
lungsfiktion die Gestalt eines Vollregisters 
annimmt. 

Der Meldepflicht wird nicht länger dadurch 
genüge getan, dass die erforderlichen An-
gaben über ein anderes öffentlich geführtes 
Register wie z. B. das Handelsregister abruf-
bar sind. Bisher war eine Mitteilung gemäß 
Geldwäschegesetz nur dann notwendig, 
wenn die zu machenden Angaben zum wirt-
schaftlich Berechtigten nicht über andere 
öffentlich geführte Register wie z. B. über 
das Handelsregister elektronisch zugäng-
lich waren (Meldefiktion).

Mit Wirkung zum 1. August 2021 ist die 
Meldefiktion weggefallen und das Trans-
parenzregister zum Vollregister erstarkt. 
Dies hat zur Folge, dass zuvor entbehrliche 
Mittelungen nun erforderlich werden. Als 
Erleichterung hat der Gesetzgeber für Ver-
einigungen, die bis zum 31. Juli 2021 von 
einer Mitteilungspflicht befreit waren, Über-
gangsfristen normiert.

Demnach müssen

• Aktiengesellschaften, SE und Kommandit- 
  gesellschaften auf Aktien bis spätestens 
   31. März 2022,

• Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
  tung, Genossenschaften, europäische  
   Genossenschaften oder Partnerschaften  
   bis spätestens 30. Juli 2022 und

• alle anderen Mitteilungspflichtigen bis  
   spätestens 31. Dezember 2022

ihre Mitteilung vornehmen.

Die nötigen Angaben müssen über das 
Portal www.transparenzregister.de an das 
Register gemacht werden. Bei Verstößen 
gegen die Meldepflicht drohen Sanktionen 
in Form von empfindlichen Bußgeldern.

Entsorgung von steuerrelevanten Un-
terlagen: Aufbewahrungsfristen be-
achten!
Zum Jahreswechsel können oft alte Un-
terlagen entsorgt werden. Häufig gilt eine 
10-jährige Aufbewahrungsfrist. Nach dem 

31. Dezember 2021 können daher Bücher, 
Inventare, Bilanzen, Rechnungen und Bu-
chungsbelege, die vor dem 1. Januar 2012 
aufgestellt wurden, vernichtet werden, 
wenn die Steuerbescheide endgültig sind. 
Für Geschäftsbriefe und sonstige Unter-
lagen, wie z. B. Lohnunterlagen, gilt eine 
6-jährige Aufbewahrungsfrist. Solche Un-
terlagen, die vor dem 

1. Januar 2016 entstanden sind, können 
ebenfalls entsorgt werden, wenn die Steu-
erbescheide endgültig sind.

Corona-Krise: Weitere Verlängerung 
der verfahrensrechtlichen Steuerer-
leichterungen
Das Bundesfinanzministerium hat eine wei-
tere Verlängerung der Regelungen erlassen, 
die für die von den Folgen der Corona-Krise 
betroffenen Steuerpflichtigen steuerliche 
Erleichterungen vorsehen. Von besonderer 
Bedeutung ist die Möglichkeit, Steuerforde-
rungen weiterhin zinslos zu stunden 

Zu den befristeten Steuererleichterungen 
zählen u. a.:

• Stundung von fälligen Steuern 

• Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen 

• Anpassung von Vorauszahlungen auf die  
 Einkommen- und Körperschaftsteuer  
  2021 und 2022 

Die Anträge auf Stundung bzw. Vollstre-
ckungsaufschub sind bis zum 31. Januar 
2022 zu stellen. Anträge auf Anpassung der 
Vorauszahlungen können bis zum 30. Juni 
2022 gestellt werden. Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie unmittelbar und 
nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 
von der Corona-Krise betroffen sind. Wegen 
den Detailregelungen des Bundesfinanzmi-
nisteriums sprechen Sie uns bitte an. 

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz - 
Weitergeltung des ermäßigten Um-
satzsteuersatzes
Die Gewährung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes in Höhe von 7 % für erbrachte 
Restaurant- und Verpflegungsdienstlei-
stungen, die eigentlich zum 30. Juni 2021 
hätte beendet sein müssen, wurde befristet 
bis zum 31. Dezember 2022 verlängert. Die 
Abgabe von Getränken ist hiervon ausge-
schlossen.

Auch Vermieter können Homeoffice-
Pauschale geltend machen
Mit der Homeoffice-Pauschale können für 
maximal 120 Tage im Jahr pro Tag fünf Euro 
bei der Einkommensteuererklärung geltend 
gemacht werden - also höchstens 600 Euro. 
Das gilt nicht nur für Arbeitnehmer, son-
dern auch für Vermieter. 

Bedingung ist, dass an den angesetzten 
Tagen die betriebliche oder berufliche 
Tätigkeit ausschließlich in der häuslichen 
Wohnung ausgeübt und keine außerhalb 
gelegene Betätigungsstätte aufgesucht 
wird. Das betrifft beispielsweise einen Ar-
beitnehmer, der während der Woche im 
Büro seines Arbeitgebers arbeitet und sich 
am Samstag um die Hausverwaltung sei-
ner Vermietungsobjekte kümmert. Für den 
Samstag könnte er dann die Homeoffice-
Pauschale beanspruchen, wenn er keine 
anderen Wege wie zur Post oder zum Bau-
markt für das Vermietungsobjekt zurückge-
legt hat. Der Ansatz der Homeoffice-Pau-
schale ist nicht auf Wochentage beschränkt 
und es ist auch nicht erforderlich, dass ein 
ganzer Tag gearbeitet wurde.

Wenn der Arbeitnehmer die Hausver-
waltung dagegen am Abend nach seiner 
Angestelltentätigkeit erledigt, kann er an 
dem Tag die Homeoffice-Pauschale für die 
Vermietungstätigkeit nicht ansetzen. Wenn 
ein Vermieter z. B. als Rentner keiner wei-
teren Betätigung nachgeht, ist der Ansatz 
der Homeoffice-Pauschale für die Tage im 
häuslichen Büro möglich.

Die Regelung zur Homeoffice-Pauschale 
gilt nach aktuellem Stand nur noch für das 
Jahr 2021. Allerdings hat die neue Koalition 
angekündigt, eine Verlängerung für 2022 zu 
beschließen.

Speisen zum 
Verzehr an Ort 
und Stelle 

7 % 19 % 

Speisen Außer-
hausgeschäft 
(Imbiss/Lieferung/
Abholung) 

7 % 7 % 

Getränke 
(Grundsatz) 19 % 19 % 

Zeitraum
1.1.2021 –
31.12.2022 

ab 
1.1.2023 
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Steuerfolgen bei der Beendigung eines 
Nießbrauchs an einem Grundstück
Oft wird im Wege einer vorweggenom-
menen Erbfolge oder besser: des Ver-
mögensübergangs auf die nachfolgende 
Generation ein Mietwohngebäude auf 
Kinder übertragen mit der Zurückbehal-
tung der Erträge für die Eltern. Dies erfolgt 
zweckmäßigerweise durch die Bestellung 
eines Nießbrauchs für den bisherigen Ei-
gentümer, ggfs. auch für den längstleben-
den Elternteil. Im Schenkungszeitpunkt 
wird dann für Zwecke der Ermittlung der 
Schenkungsteuer ein gesonderter Grund-
stückswert festgestellt und hiervon die 
Nießbrauchsbelastung mit ihrem kapita-
lisierten Wert abgezogen. Der Jahreswert 
muss aus dem Durchschnitt der Erträge 
aus dem Grundstück (ohne AfA) ermittelt 
werden und ist dann mit dem Vervielfälti-
ger entsprechend dem Lebensalter des/der 
Berechtigten (abzulesen aus der amtlichen 
Sterbetafel) zu kapitalisieren. Sind beide El-
ternteile berechtigt, richtet sich der Verviel-
fältiger nach dem Lebensalter des/der sta-
tistisch Längstlebenden. Beim Kapitalwert 
wird ein Zinssatz von 5,5 % berücksichtigt. 
Sind in dem Gebäude nur Wohnräume ver-
mietet, ist sowohl vom Grundstückswert als 
auch vom Kapitalwert des Nießbrauchs ein 
Abschlag von 10 % vorzunehmen. 

Was geschieht nun beim Wegfall des 
Nießbrauchs im Todesfall des Erstverster-
benden? Gar nichts, die Belastung geht auf 
den/die weitere/n Berechtigte/n über. Es 
kann allerdings dann zu einer Änderung 
des ursprünglichen kapitalisierten Nieß-
brauchswertes kommen, wenn die be-
rechtigte Person relativ kurze Zeit nach der 
Nießbrauchsbestellung verstirbt. Der kurze 
Zeitraum beträgt 10 bis 1 Jahr, je nach dem 
Lebensalter des Berechtigten im Zeitpunkt 
der Nießbrauchsbestellung. Die ursprüng-
lich festgesetzte Schenkungsteuer kann 
in diesen Fällen vom Finanzamt geändert 
werden, soweit noch keine Zahlungsverjäh-
rung eingetreten ist, d. h. 5 Jahre nach der 
erstmaligen Fälligkeit der Steuer. 

Eine für die Praxis sinnvolle Variante der 
Versorgung der übertragenden Eltern 
ergibt sich aus einem Urteil des Bundes-
finanzhofs. Der Vater überträgt unter Zu-
rückbehaltung des Nießbrauchs ein Miet-
wohngrundstück auf die Tochter. Nach 
seinem Tod soll die Mutter eine Rente aus 
den Grundstückserträgen erhalten. Bei der 

Festsetzung der Schenkungsteuer wird nur 
der Nießbrauch abgezogen, nicht jedoch 
die Rente, weil deren Entstehen ungewiss 
ist. Sie hängt davon ab, ob die Ehefrau den 
Ehemann überlebt. Tritt dieser Fall ein, ist 
die Rente vom ursprünglichen Schenkungs-
wert abzuziehen. Die Kapitalisierung muss 
dann vom Zeitpunkt des Rentenbezugs 
nach dem Lebensalter der Ehefrau vorge-
nommen werden. Die Berichtigung erfolgt 
nur auf Antrag und ohne zeitliche Begren-
zung wegen der Festsetzungsverjährung.

Zufluss von Gewinnausschüttungen 
für die Gesellschafter zu unterschied-
lichen Zeitpunkten
Bei einer Kapitalgesellschaft können die 
an die Gesellschafter gehenden Gewinn-
anteile erst nach einem Gewinnausschüt-
tungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt des 
Zuflusses ist dann auch die Versteuerung 
vorzunehmen. Das Interesse der Gesell-
schafter am Zeitpunkt des Zuflusses kann 
durchaus unterschiedlich sein, je nach 
den steuerlichen Verhältnissen. Wenn die 
Satzung der Gesellschaft (in Deutschland 
überwiegend die GmbH) es zulässt, dass 
Ausschüttungen an die einzelnen Gesell-
schafter zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
erfolgen können, kann dies per Beschluss 
so gehandhabt werden. Ein solcher Fall lag 
dem Bundesfinanzhof (BFH) zur Entschei-
dung vor.

An der GmbH waren ein Mehrheitsgesell-
schafter und mehrere Minderheitsgesell-
schafter beteiligt. Nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres stellten die Gesellschafter 
den Jahresabschluss fest und beschlossen 
eine Ausschüttung nur an die Minderheits-
gesellschafter. Der entsprechende rechne-
rische Gewinnanteil für den Mehrheitsge-
sellschafter wurde in dem Beschluss einem 
persönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. 
Diese Handhabung entsprach der Satzung. 
Das Finanzamt rechnete die Rücklagenzu-
führung aber dem Mehrheitsgesellschafter 
als Gewinnanteil zu. Auch das angerufene 
Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass 
einem beherrschenden Gesellschafter die 
Dividende bereits mit dem Beschluss über 
die Gewinnverwendung zugeflossen sei, da 
die GmbH die Liquidität zur Ausschüttung 
hatte.

Der Streit kam vor den BFH. Dieser stellte 
zunächst fest, dass die Handhabung der 
GmbH-Satzung entsprochen hatte, sie war 

also gesellschaftsrechtlich zulässig. Ein zu-
lässiger Ausschüttungsbeschluss ist nach 
Auffassung des BFH auch steuerrechtlich 
wirksam. Der Umstand, dass die Rücklage 
nur dem Mehrheitsgesellschafter zuzurech-
nen sei und er in einem späteren Beschluss 
kraft seiner Stimmenmehrheit jederzeit die 
Ausschüttung beschließen kann, verändert 
den zivilrechtlichen und steuerlichen Zu-
flusszeitpunkt nicht. Es liegt hier auch kein 
Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten 
vor. Der Gesellschafter hat vor dem weite-
ren Ausschüttungsbeschluss auch keine 
Zahlungsforderung an die GmbH. Dieses 
Urteil lässt daher rechtssicher unterschied-
liche Zeitpunkte des Gewinnzuflusses für 
die einzelnen Gesellschafter je nach ihren 
steuerlichen Interessen zu.

Hinweis
Im Regelfall erfolgt die Besteuerung durch 
die sog. Abgeltungsteuer (Kapitalertrag-
steuer zzgl. Soli zzgl. ggf. KiSt). Da die Be-
steuerung durch die ausschüttende Gesell-
schaft erfolgt, ist die zeitliche Komponente 
für den Gesellschafter wenig von Interesse.
Interessant für die Gesellschafter ist das 
Urteil dahin gehend, dass die Gesellschaft 
nicht vollumfänglich den Gewinn ausschüt-
ten muss. So kann z. B. die Bruttodividen-
de für den Mehrheitsgesellschafter in der 
Gesellschaft verbleiben und gleichzeitig die 
Mindergesellschafter durch Gewinnaus-
schüttungen „bei Laune“ gehalten werden, 
ohne dass der Gesellschaft massiv Liquidi-
tät entzogen wird.

Vermieterin kann Baumfällungskosten 
als Betriebskosten geltend machen
Kosten für die Fällung eines morschen, 
nicht mehr standsicheren Baumes fallen 
unter die umlagefähigen Betriebskosten 
für Gartenpflege. So entschied der Bun-
desgerichtshof.

In Bezug auf die Gartenpflege seien auch 
Kosten für Neubepflanzungen umlagefä-
hig, soweit Pflanzen, Sträucher und Bäume 
durch Alter, Witterungs- oder Umweltein-
flüsse ausgetauscht werden müssten. 
Nichts anderes gelte daher für das Fällen 
und den Abtransport kranker oder mor-
scher Bäume.
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Bitte beachten:

Online-Unternehmerfrühstück

Wann: 	    24. Juni 2022 / 09:30 Uhr 
 
Thema: 	   Erfahrungsaustausch und Stolpersteine zur  
	    Grundstücksbewertung im Rahmen der Grundsteuer
 
Aus den ersten Erfahrungen zur Erfassung der Grundstücke im Rah-
men der Grundstücksneubewertung gehen wir auf Besonderheiten und 
Fragen der Erfassung und Beurteilung ein. Insbesondere betrifft dies die 
Abfragen aus dem Liegenschaftskataster, den Grundbüchern und weite-
ren Informationsquellen.

Referenten:  
StB Gisa Voßeler-König und StB Marieluise Bärwolff 
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